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Oberlandesgericht München erklärt die zwischen Claudia P. und dem Internationalen Fachverband für 
Eisschnelllauf (ISU) 2009 getroffene Schiedsvereinbarung für unwirksam und erkennt den Spruch des 
Court of Arbitration for Sports (CAS) nicht an. 

In seinem am 15.01.2015 verkündeten Zwischenurteil teilt das Oberlandesgericht München die 
Auffassung der Vorinstanz, dass die zwischen der Athletin und dem ISU im Januar 2009 
getroffenen Schiedsvereinbarung wegen Verstoßes gegen zwingendes Kartellrecht unwirksam 
ist.
Die vor dem deutschen Zivilgericht erhobene Klage ist damit zulässig.
Anders als vom Landgericht noch angenommen, ist aber der Spruch des Court of Arbitration 
for Sports (CAS) nicht anerkennungsfähig. Die deutschen Gerichte sind deshalb in der für die 
geltend gemachten Schadensersatzansprüche vorgreiflichen Feststellung, ob die Dopingsperre 
zu Unrecht verhängt wurde, nicht an den Spruch gebunden.
Bevor der noch nicht zur Endentscheidung reife Rechtsstreit weitergeht, wartet das 
Oberlandesgericht, das die Revision gegen sein Zwischenurteil zugelassen hat, ggf. eine 
Entscheidung des Bundesgerichtshofs ab.

In dem bei dem Kartellsenat des Oberlandesgerichts München anhängigen Berufungsverfahren 
wendet sich die Klägerin, eine international erfolgreiche Eisschnellläuferin, gegen die 
Rechtmäßigkeit einer im Jahr 2009 verhängten Dopingsperre und macht gegen die Beklagte ISU, 
den internationalen Fachverband für Eisschnelllauf mit Sitz in der Schweiz, Schadensersatz wegen 
der ihr daraus erwachsenen Schäden geltend. 

Das Landgericht München I hatte in 1. Instanz den von der Beklagten erhobenen Einwand, der 
Zulässigkeit der Klage stehe eine zwischen der Klägerin und ihr am 2. Januar 2009 in einer von der 
Beklagten vorformulierten Wettkampfmeldung für die Eisschnelllauf-
Mehrkampfweltmeisterschaften enthaltene Schiedsvereinbarung entgegen, wonach für Streitigkeiten 
zwischen den Wettkampfteilnehmern und der Beklagten unter vollständigem Ausschluss der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit der Court of Arbitration for Sports (CAS) in Lausanne zuständig sei, als 
nicht durchgreifend erachtet. Die Klage hatte das Landgericht aber dennoch im Wesentlichen mit der 
Begründung abgewiesen, es sei an die nach Anrufung des CAS durch die Klägerin erfolgte 
Bestätigung der Dopingsperre gebunden. 

Mit Zwischenurteil vom 15.01.2015 hat nun auch der Kartellsenat des Oberlandesgerichts München 
entschieden, dass die Schadensersatzklage zulässig ist. Entgegen dem Vorbringen der Beklagten 
steht die zwischen der Klägerin und der Beklagten getroffene Schiedsvereinbarung vom 2. Januar 
2009 dem Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten nicht entgegen. An die Entscheidung des CAS, 
die Dopingsperre sei zurecht verhängt worden, sind die deutschen Gerichte jedoch nicht gebunden. 
Über die Frage des Dopings ist noch nicht entschieden.
Im Einzelnen hat das Oberlandesgericht hierzu ausgeführt: 

1) Die Schiedsvereinbarung ist im Streitfall unwirksam, weil sie gegen zwingendes Kartellrecht 
verstößt.

Auf dem Markt des Angebots von Weltmeisterschaften im Eisschnelllaufsport ist die Beklagte 
wegen des Ein-Platz-Prinzips der einzige Anbieter und daher mangels Wettbewerber als 
Monopolistin im Sinne des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) 
marktbeherrschend.
Sachlich relevant im Sinne des GWB ist im Streitfall der Markt des Angebots der Durchführung von 
Weltmeisterschaften im Eisschnelllauf. Die Teilnahme daran kann wegen des überragenden 
weltweiten Interesses und der damit verbundenen Verwertungsmöglichkeiten für Athleten, die dort 
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Erfolge erzielen wollen, nicht durch die Teilnahme an nationalen Wettkämpfen ersetzt werden.
Einem marktbeherrschenden Unternehmen ist es nach den relevanten Vorschriften des GWB 
verboten, Geschäftsbedingungen zu fordern, die von denjenigen abweichen, die sich bei wirksamem 
Wettbewerb mit hoher Wahrscheinlichkeit ergeben würden. Danach durfte die Beklagte von der 
Klägerin die Schiedsvereinbarung vom 2. Januar 2009 nicht verlangen. 
Zwar stellt das Verlangen einer Schiedsvereinbarung durch den Ausrichter von internationalen 
Sportwettkämpfen nicht schlechthin einen Missbrauch von Marktmacht dar. Vielmehr bestehen 
gewichtige sachgerechte Gründe dafür, Streitigkeiten zwischen Athleten und Sportverbänden im 
Zusammenhang mit internationalen Wettkämpfen nicht den verschiedenen in Betracht kommenden 
staatlichen Gerichten zu überlassen, sondern einem einheitlichen Sportgericht zuzuweisen. 
Insbesondere kann auf diese Weise durch einheitliche Zuständigkeit und Verfahrensgestaltung 
verhindert werden, dass in gleichgelagerten Fällen divergierende Entscheidungen getroffen werden, 
was der Gewährleistung der Chancengleichheit der Athleten bei der Wettkampfteilnahme dient.
Im konkreten Fall stellt es jedoch einen Missbrauch von Marktmacht dar, dass die Beklagte von 
der Klägerin die Zustimmung zu der Schiedsvereinbarung zugunsten des CAS verlangt hat.
Nach den im Zeitpunkt der Schiedsvereinbarung gültigen Verfahrensregeln haben die daran 
beteiligten Verbände (die Internationalen Sportverbände, das Nationale und das Internationale 
Olympische Komitee) bestimmenden Einfluss auf die Auswahl der Personen, die als Schiedsrichter 
in Betracht kommen.
Infolge der vom Kartellsenat festgestellten einseitigen Ausgestaltung der Schiedsrichterbestellung 
zugunsten der daran beteiligten Verbände für Streitigkeiten mit Athleten wird den Verbänden ein 
Übergewicht bei der Zusammensetzung des Schiedsgerichts verliehen, das von den Athleten nur 
hingenommen wird, weil sie keine andere Möglichkeit haben, an internationalen 
Sportveranstaltungen teilzunehmen.
Durch die Vorgaben für die Wahl der im Rahmen der Schiedsvereinbarung in Betracht kommenden 
Schiedsrichter erhalten die Verbände bei Streitigkeiten mit Athleten ein strukturelles Übergewicht, 
das die Neutralität des CAS grundlegend in Frage stellt.
Darüber hinaus wird ein strukturelles Ungleichgewicht zugunsten der Verbände dadurch begründet, 
dass in den Berufungsverfahren vor dem CAS der Vorsitzende des für die konkrete Streitigkeit 
zuständigen Kollegiums vom Präsidenten der Berufungsabteilung des CAS bestimmt wird, wenn 
sich die Streitparteien insoweit nicht einigen können, und der Präsident der Berufungsabteilung 
seinerseits durch die einfache Mehrheit eines Gremiums gewählt wird, das strukturell von den 
Verbänden abhängt. Damit können letztlich die Verbände zusätzlichen mittelbaren Einfluss auf das 
dritte Mitglied des für eine konkrete Streitigkeit zuständigen Kollegiums haben. Das Vertrauen des 
Rechtsuchenden in die Unparteilichkeit und Sachlichkeit eines Schiedsgerichts nimmt Schaden, 
wenn er befürchten muss, sich einem Richter gegenüberzusehen, der mit Blick auf seinen Fall und 
seine Person bestellt worden ist; insoweit gilt es, Vorkehrungen schon gegen die bloße 
Möglichkeit und den Verdacht einer Manipulation der Richterbesetzung zu treffen.
Bei wirksamem Wettbewerb, der angesichts der Monopolstellung der Beklagten nicht stattfindet, 
wäre die Klägerin nicht gezwungen gewesen, zur Ermöglichung ihrer Teilnahme an den 
Weltmeisterschaften die im vorliegenden Fall relevante Schiedsklausel hinzunehmen.
Die Abweichung von Schiedsklauseln, die bei wirksamen Wettbewerb zustande kämen, hat zur 
Folge, dass der Klägerin die sich aus dem Rechtsstaatsprinzip ergebenden Rechte auf Zugang zu den 
staatlichen Gerichten und auf den gesetzlichen Richter (Art. 101 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes) 
entzogen werden, denen Verfassungsrang zukommt. Sie überschreitet daher die für die Annahme 
eines Missbrauchs von Marktmacht erforderliche Erheblichkeitsschwelle. 

2) Mangels Anerkennungsfähigkeit des Spruchs des CAS sind die deutschen Gerichte in der 
für die geltend gemachten Schadensersatzansprüche vorgreiflichen Feststellung, ob die 
Dopingsperre zu Unrecht verhängt wurde, nicht an den Spruch gebunden.

Entgegen der Auffassung des Landgerichts kann die Klage insoweit nicht wegen der 
Rechtskraftwirkung der Entscheidung des CAS als unbegründet angesehen werden.
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Die Anerkennung des Spruchs des CAS, mit dem die Dopingsperre bestätigt wurde, widerspräche 
der öffentlichen Ordnung; er ist deshalb gemäß § 1061 Abs. 1 Satz 1 ZPO i. V. m. Art. V Abs. 2 lit. 
b) des Übereinkommens über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche 
vom 10. Juni 1958 nicht anerkennungsfähig.

Zu der für die Anerkennung ausländischer Schiedssprüche maßgeblichen öffentlichen Ordnung 
(ordre public) zählt auch die Einhaltung der grundlegenden Bestimmungen des Kartellrechts. Danach 
kommt eine Anerkennung des CAS-Spruchs nicht in Betracht.
Im Streitfall war der Beklagten kartellrechtlich verboten, von der Klägerin die Zustimmung zu der 
Schiedsvereinbarung zu verlangen. Durch die inzidente Anerkennung des auf der Grundlage der 
kartellrechtswidrigen Vereinbarung ergangenen Spruchs würde der Missbrauch der 

Monopolstellung der Beklagten perpetuiert, was dem Zweck des kartellrechtlichen 
Missbrauchsverbots zuwiderliefe. Zudem führte der Missbrauch der marktbeherrschenden Stellung 
durch die Beklagte im Falle der Anerkennung des Spruchs dazu, dass der Klägerin die sich aus dem 
Rechtsstaatsprinzip ergebenden Rechte auf Zugang zu den staatlichen Gerichten und auf den 
gesetzlichen Richter (Art. 101 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes) entzogen würden. 

3) Soweit zulässig, ist die Klage allerdings noch nicht zur Endentscheidung reif.

Aus Gründen der Prozessökonomie hat es der Kartellsenat als angezeigt erachtet, über die 
Zulässigkeit der im Berufungsverfahren weiterverfolgen Klageanträge durch Zwischenurteil 
gesondert zu entscheiden und wegen der über den Einzelfall hinausgehenden Auswirkungen der 
Entscheidung auf die Zulässigkeit von Schiedsabreden im internationalen Sport insoweit die 
Revision zuzulassen. 

Das Aktenzeichen der Entscheidung des Oberlandesgerichts lautet U 1110/14 Kart. 

Wilhelm Schneider
Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht
Pressesprecher des Oberlandesgerichts München für Zivilsachen 
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